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Arbeit am Volkskörper 
Das Gesundheitswesen in Aalen 1933- 1938 

Zwei Beratungsthemen, die der Aalener Bürgermeister mit den Ratsherren 
noch ein halbes Jahr vor Beginn des Zweiten Weltkriegs eingehend erör­
terte, veranschaulichen die Spannbreite des Gesundheitswesens in der 
Kocherstadt zwischen 1933 und 1939. 
Als Träger des Krankenhauses war die Kommunalverwaltung für die medi­
zinische Ausstattung zuständig. Im Januar 1939 hatte man darüber disku­
tiert, ob die Beschaffung eines Apparates zur Behandlung von Herz­
krankheiten sinnvoll sei, um die Abwanderung von Patienten in andere 
Kliniken zu vermeiden. Für die erste Sitzung im März war der leitende 
Internist des Krankenhauses, Dr. med. Roemer um eine Stellungnahme ge­
beten worden . Wie er feststellte, sollte es sich bei dem fraglichen Gerät 
,,um einen elektrisch betriebenen Apparat, einen „Elektrocardiograph" 
[handeln], der dazu dient bei bestimmten Herzkrankheiten die feinen elek­
trischen Ströme des Herzens aufzuzeichnen." Laut Protokoll teilte der Arzt 
den Ratsherren mit, dass „ein solcher Apparat etwa 3000 RM koste. Er sei 
sehr empfindlich, erfordere eine sorgfältige Behandlung und müsse er­
schütterungsfrei und sicher aufgestellt werden. Hierzu fehle im Kranken­
haus Aalen der notwendige Raum. Die Rentabilität sei eine sehr geringe, 
weil es nur ganz vereinzelte Fälle seien, bei denen seine Verwendung in 
Frage kommt." Nachdem auch Dr. med. Werner als Chefarzt diese Auf­
fassung teilte, wurde die Beschaffung als nicht so dringlich eingestuft und 
bis auf weiteres verschoben .1 

Eine deutliche Belastung für den städtischen Haushalt ergab sich dagegen 
aus einer im Vorjahr getroffenen Entwicklung. Wie Dr. Sehübel in seinem 
Jahresrückblick anlässlich der Beratungen für den Haushalt 1939 betonte, 
stellten die Übernahme der Krankenpflege im städtischen Krankenhaus 
durch das Gauamt für Volkswohlfahrt in der Gauleitung in Stuttgart sowie 
die damit verbundene Eröffnung der Krankenpflegeschule einen Markstein 
auf dem Gebiet des Gesundheitswesens im Aalener Raum dar. ,,Die Lösung 
dieser beiden Aufgaben entspricht der nationalsozialistischen Weltan­
schauung. Die Stadt hat deshalb gerne diese Aufgaben erfüllt und gleich­
zeitig auch die Notwendigkeit und Sicherstellung des Schwesternnach­
wuchses durch die Tat erkannt, obwohl der Stadt dadurch erhebliche 
Mehraufwendungen erwachsen sind. Ein gesundes und leistungsfähiges 
Volk ist aber letzten Endes mehr wert als ein finanzieller Mehraufwand."2 

Verdeutlicht das erste Beispiel den damaligen Stand der Medizintechnik, 
so verweist das zweite auf zentrale Bestandteile des NS- Gedankenguts, 
das gerade in der Medizin seine schrecklichsten Folgen hatte. Wie sich bei­
des auf die ärztlich-pflegerische Versorgung während der ersten Jahre na­
tionalsozialistischer Herrschaft in der ländlich geprägten Stadt Aalen aus­
wirkte, soll im folgenden untersucht werden. Im Mittelpunkt steht dabei 
das städtische Krankenhaus. 

1933-1938 

Nordseite des Aalener 
Krankenhauses nach dem 
Umbau im Jahr 7 92 7. 
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Krankenpflegeein­
richtungen im Adressbuch 

für die Stadt Aalen 7 930. 
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Aufbau und Parallelstrukturen 

Das Gesundheitswesen war damals wie heute in eine stationäre wie eine 
ambulante Versorgung sowohl im ärztlichen wie pflegerischen Bereich ge­
teilt. Es gab Krankenhausärzte und eigenverantwortlich tätige Ärzte in frei­
er Praxis; es gab Krankenschwestern im Krankenhaus und die Schwestern 
in Schwesternstationen zur Pflege kranker Menschen zuhause. Hinzu kam 
der öffentliche Gesundheitsdienst als staatliche Einrichtung mit traditionel­
len Aufgaben wie Seuchenhygiene, Aufsicht über öffentliche Gesundheits­
einrichtungen oder Sicherstellung der ärztlichen Versorgung. 
Im 11 Dritten Reich" bekamen die Gesundheitsämter eine wesentliche zu­
sätzliche Funktion: die Generalkompetenz über die NS-Erbgesundheits­
politik.3 Dies trifft auch für das staatliche Gesundheitsamt Aalen zu, das 
seit 1. Januar 1934 bestand. Bis zu diesem Zeitpunkt waren Gesundheits­
angelegenheiten Sache der Länder gewesen. Ab 1. Januar 1934 wurden sie 
der Reichsregierung unterstellt. Daneben gewannen Einrichtungen wie der 
11Vertrauensärztliche Dienst" als staatliche sowie der 11 Betriebsärztlichen 
Dienst" als Einrichtung der Deutschen Arbeitsfront (DAF) zunehmend an 
Bedeutung: Durch diese Institutionen ließen sich die Menschen weltan­
schaulich wesentlich besser beeinflussen, als dies in der Intimität einer 
kaum zu überwachenden Arztpraxis möglich ist. Schließlich, und für Aalen 
besonders wichtig, kümmerte sich die Nationalsozialistische Volkswohl­
fahrt (NSV) als Organisation der NSDAP zunächst besonders um Vorsorge 
und Prophylaxe bei der 11erbgesunden Bevölkerung", später übernahm sie 



Aufgaben im Bereich der Krankenpflege. Das für das 11 Dritte Reich" typi­
sche Nebeneinander von Einrichtungen des Staates und der Partei findet 
sich auch im Gesundheitswesen von Aalen. 

Raum-/Kostenprobleme im Krankenhaus 

Mit dem 1872/73 errichteten Krankenhaus unterhielt die Kommunalver­
waltung bis 1942 die zentrale Einrichtung für die medizinische Versorgung 
der Bevölkerung in Stadt, Oberamt und -seit 1938 - dem Kreis Aalen. Seit 
dem Umbau 1926 hatte das ursprünglich 40-Betten-Haus 70 Betten.4. Im 
selben Jahr erfolgte auch die Anschaffung eines Röntgen-Apparates.1931 
wurde das an das Krankenhausgelände angrenzende 11 Haus Horn­
bacher"(Heidenheimerstraße 29) von der Stadt gekauft. Damit war Raum 
vorhanden für die Abteilungen Geburtshilfe und Innere Medizin sowie für 
weitere Schwesternzimmer. Wenn auch auf mehrere Gebäude verteilt, er­
höhte sich Zahl der Betten dadurch auf 90.5 

Im Vorfeld des Kaufes wurde erstmals auch die Möglichkeit eines Klinik­
neubaus diskutiert. Immerhin war für Kauf und Umbau 60.000 Mark zu be­
zahlen. Weitere Hinweise für größere Investitionen finden sich dann bis 
1938 nicht mehr, ein fahrbares Röntgengerät wurde 1936 angeschafft. 6 

Zwischen Gang und Op-Türe hatte man bereits 1929 eine Glastüre einge­
baut - damit war das Haus auf das Niveau der Zeit gebracht. Wie das 
Beispiel des Aalener Sanitätsautos zeigt, spielten jedoch Kosten und 
Belegungszahlen bereits eine große Rolle. 
So erklärte der Aalener Krankenhausausschuss auf die Anfrage des Kran- Medizinischer Vortrag, 

kenhauses Neresheim, ob das Fahrzeug bei Bedarf zu mieten sei: ,,Ja- zu 50 um 1934. 

Pfg! km gerne, wenn der Transport zum Krankenhaus Aalen geht, aber nur 
ausnahmsweise, wenn der Transport in ein anderes Krankenhaus führt!7 
Der steigende Zahl der Patienten aus dem Umland führte auch zu der 
Frage, ob und inwieweit ihre medizinische Versorgung eine kommunale 
Aufgabe sei. Nachdem die Betriebskosten weit über den Zuschüssen des 
Kreisverbandes lagen, diskutierten die Aalener Ratsherren 1936 erstmals 
ernsthaft darüber, die Verwaltung des Krankenhaus an diesen abzutreten. 
Der angesetzte Übernahmepreis von 300.000 RM erwies sich allerdings 
als zu hoch8. 

Die Frage nach Erweiterung oder einem Neubau standen daraufhin wieder 
zur Debatte. Ein Spezialbüro wurde 1938 mit der Erweiterungsplanung be­
auftragt und es entstand ein erster Entwurf, der 152 Betten vorsah.9 Die 
Bedarfsschätzung lag dagegen bei 250. Damit kam eine Erweiterung nicht 
in Betracht, da in der Jahnstrasse nicht genügend Platz vorhanden war. Die 
Industriebetriebe in unmittelbarer Nachbarschaft wie die Hemdenfabrik 
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Blick in Richtung 
Kälblesrain, um 1938. 

Nach dem Plan der 
Stadtverwaltung sollte auf 
dem Baumgrundstück der 

Neubau des Aalener 
Krankenhauses entstehen. 
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Klaus wiesen darauf hin, dass ihre Entwicklungsmöglichkeiten durch eine 
Erweiterung des Krankenhauses beeinträchtigt würden. Außerdem wurde 
argumentiert, dass 11die Belegung wieder zurück[gehe], da Ärzte und 
Kassen lieber in auswärtige Krankenhäuser einwiesen, da diese moderner 
ausgestattet seien. Die Erweiterung sei also nicht so dringend". 
Nur zwei Monate später wurde die Neuordnung des Krankenhauswesens 
in Aalen grundsätzlich diskutiert. Sieben Tage vor Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges betrachteten es die Ratsherren als die beste Lösung, einen 
Neubau zu errichten, zumal die Stadt im Bereich Kälblesrain ein ideales 
Gelände besitze. Eine Übernahme durch den Kreis sei aber unabdingbare 
Vorbedingung. Als möglichen Termin für die Übernahme wurde der 1.April 
1940 gesehen. Der wenige Tage später beginnende Krieg verschob nicht 
nur diese Pläne. 



Medizinisches Angebot 

In den 1930er Jahren gab es in der Aalener Klinik die beiden jeweils von ei­
nem verantwortlichen Facharzt geleiteten Hauptabtei I ungen Chirurgie und 
Innere Medizin. Der Chirurg war der leitende Arzt. 1933 wurde eine 
Belegabteilung für Hals-Nase-Ohren und für Augen eingerichtet.10 Ge­
burtshilfe führten die betreuenden Hausärzten im Belegarztsystem durch. 
Die Kombination 11 Praktischer Arzt und Geburtshilfe" war zu diesem Zeit­
punkt sehr häufig. Die Beherrschung natürlicher Entbindungstechniken 
gehörte zu NS-Gesundheitsreform 11 ,die Entbindung durch den Hausarzt 
und die Haushebamme wurde sehr gefördert. Konnte der einweisende Arzt 
keine Geburtshilfe leisten, war dies Sache des Chirurgen. Dies galt auch für 
operative Indikationen der Geburtshilfe und Gynäkologie, zum damaligen 
Zeitpunkt keineswegs ein Zeichen besonderer Rückständigkeit. 12 Diese 
Regelung bestand bis zur Eröffnung des Kreiskrankenhauses im Kälbles­

rain. Erst seit 1955 gibt es in Aalen eine eigenständige Abteilung für Gynä­
kologie und Geburtshilfe. 
Die leitenden Ärzte wurden unterstützt von zumindest einem Assistenzarzt 
und meist einem Medizinalassistenten oder Volontärarzt. Letzteres be­
trachtete man 1929 bereits als nötig:"da man ja regelmäßig operiere. " 29 
Monate später wurde die Stelle genehmigt. 13 

Die Situation der jungen Krankenhausärzte in der ausgehenden Weimarer 
Republik und zu Beginn des 11 Dritten Reiches" war schlecht .Es gab wenig 
Arbeitsstellen und diese wurden nur gering oder gar nicht bezahlt. Ledig­
lich Kost und Logis wurden übernommen, außerdem sollten die Ärzte we­
gen der besseren Verfügbarkeit möglichst unverheiratet sein. Dies führte 
reichsweit zu Protesten der jungen Ärzte mit zeittypischer Argumentation: 

11Aus rassenpolitischer Erwägung sei dies unhaltbar, da ein Volk das sich 
selbst schwäche, indem es die Zeugung biologisch gesunder Nach­
kommen verhindere, seine Zukunft verpfände-Stellen sollten nicht nur für 
Unverheiratete ausgeschrieben werden" 14 

So drastisch war es in Aalen wohl nicht. Es fällt aber auf, dass alle 
Assistenzärzte im Krankenhaus wohnten. Der Wechsel der Bewerber war 
in Aalen sehr hoch 15 : 1929 beantragte der leitende Internist Gehalts­
erhöhung wegen des fehlenden Assistenzarztes Im Oktober 1932 wurde 
dem Stelleninhaber vorsorglich zum Jahresende mit der Begründung 
gekündigt, er könne als Ausländer nicht länger beschäftigt werden, da jetzt 
genügend Bewerber deutscher Abstammung vorhanden seien. Mitte 1930 
versah ein Medizinstudent die Assistenzarztstelle. Am Ende desselben 
Jahres wurde aus vier Bewerbern eine Frau gegen den Wunsch des Ver­
waltungsrates als vorläufige Assistentin ausgewählt, um kurz danach die 
Stelle wider an einen männlichen Bewerber abzugeben. Hier bahnte sich 

Im Jahr 1931 erwarb 
die Stadt Aalen das 
Hornbach'sche Anwesen 
an der Alten Heidenheimer 
Straße. Im Erdgeschoss 
wurde ein Wöchnerinnen­
heim, im ersten Stock die 
Innere Abteilung 
untergebracht. 
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Die Evangelische 
Diakonissenanstalt 

teilte dem Oberkirchenrat 
am 31.03. 1938 die 

Kündigung des Vertrags mit 
der Stadt Aalen mit. 
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/i_J V.Nr ... .. ~ 2. 
Evangelische 

Diakonissen-Anstalt 

/.'<f 1/ ,f 

STIITTGART _ 31 ,l\ärz 1938, ___ _ 

T.....,_ 5A.No. 6l0'9 p_....__,,.._ N.. 21611 
a..a.... .. , o..--....-.4~ An den 

._.__..., 

K l" woJl.dr..Jt-tAka. -·­ic-..No. «olNl ... ~c.r..c-
Ev .Oberkirchenrat 

Stuttgart 1 

Pos tfach 92. -

I 

Leider muss ich die Mit teilung mach en , 

dass W1ser Verwal tungerat die Klindigung des Vertrags 

mit dem Krankenhaus Aalen aui' 1.Juli de.Js .auszu­

eprecheo eich genäti~. Es sind die bekannten 

Gründe , dass nämlich die Neuanforderung von Schwe­

stern in etarkelII Mass zunimmt und dass es Pflicht 

de s Mutterhauses ist,im Jntereese der Erhaltung der 

Schwestern.kraft e ich diesen Neua.nf'orderu.ngen nicht zu 

entz i ehen. I ch darf noch besonders betonen,dase die 

kirchl ichen BEllange sehr ernst erwogen wurden, aber 

der Verwal tun.gerat konnte zu keinem anderen Ausweg 

kommen . In Aalen wurde der Schritt besonders v on der 
Krankenhausv e:nval tung auaserordentlicb bedauert. 

( ""{ · ~ )o r,,.A,..·,..,·.,,.J 

Der Vorstand der Ev . Diakonissen­
A.nstalt : 

Die in Stuttgart gefällte Entscheidung, die Diakonissen aus der politischen 
Schusslinie zu nehmen, wurde nach einer handschriftlichen Bemerkung 
von Pfarrer Walz auf der Mitteilung an den Ev. Oberkirchenrat vom 
31.03.38 von der städtischen Krankenhausverwaltung 11außerordentlich 
bedauert". Der Kommentar: 11besonders wegen der Verteuerung" ist aller­
dings mehrdeutig. Dieser Schritt muss aber auch den Diakonissen nicht 
nur schwergefallen sein. Ein weiterer Kommentar lässt durchaus erkennen, 



dass auch auf Seite der Diakonissenanstalt Abwägungen eine Rolle spiel­
ten. ,,Sehr schmerzlich! Hier wird ein Jahrzehnte alter Posten [im Aalener 
Krankenhaus]aufgegeben, die Erhaltung der Gemeindeschwesternstation 
ist z.Zt. wichtiger. " In der Tat blieb die ambulante Schwesternstation in 
Aalen erhalten. Die Stadtverwaltung legte keinen Wert auf ihre Schließung 
- weder aus finanziellen noch aus ideologischen Gründen. 
Das Krankenhaus Aalen kam jedoch auf Betreiben des NSV-Amtswalters 
Frank mit den neuen Schwestern dem NS-Gedankengut näher.23 Dieses 
floss auch in die Ausbildung des Schwesternnachwuchses ein. Welche 
Gestalt dieser Geist annehmen konnte, wird aus dem eingangs zitierten 
Ratsprotokoll ersichtlich, wo der finanzielle Mehraufwand und der „Wert 
eines gesunden und leistungsfähigen Volkes" gegenübergestellt werden. 

'l)I, ~ufd)uh b<t ~1G.•1lol!•moqlfoqrl, f•ilqrr in ~cibrnlidm, 1ft nun umftr1ogrn 
auf bit Rapftnburg, stult ~a(u. CX,lr alh Orbcntftftr mirb nllcn, blc ~in eur 
(!cfpdung fommtn, balb ~rimif~ mctbcn; roat i~rt qo~rn ~aucrn bcncn, blc Bit uni 
JDartn, eurauntrn, fri btn ~c·utigu: ~n,fli<f/fung au Rläubigrm <linfn~. (5o brgrü~tft 
mir blc 9?~i\ .• Q)au[rt}ulr mit &rfonbrrtr Wrtubr in nnfrrrm Shd1. '?luf l~r mubr autfJ 
frnurQin btr rmiA•QÜlliAt Glnn unftru Rampfu i~rtn 6rl}ülrrn dngrptöAf, fo, bah 
~' miffrn: unfrr 'l><n!rn, 3ltbrn unb !un PtlJI In jcbtm 'llu9cnblld unter brm 1lrfrql, 
nntrr bu ~aQnr bu <Jü~ttrt, brm AU folgen allein ma~rc '3rriqtit ~ri&t! 

)'!a:(rn, brn 2. :Jull 19:1K Rrritfdtrr ·51 o r 11 r. 

Ab Juli 1938 nutzte die 
NSV die Kapfenburg 
als Causchule. Sie 
unterstand der Leitung 
von Pharmazierat 
Ernst Mutschler. 
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Im Juni 7938 übernahm die NSV das Säuglingsheim des finanziell 
angeschlagenen Vereins „Kinderheim Aalen e. V" im Taufbach (oben). 
Bis 7 93 7 wurde das Hübner'sche Haus als Bierdepot genutzt und das Eis 
aus den Weihern zur Getränkekühlung genutzt (unten rechts). Ebenfalls 
im Juni 7 938 wurde die NSV-Krankenpflegeschule im städtischen 
Krankenhaus eröffnet (unten links). 
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tie 9t6it ttDerntmmt bos 6öuo1tnosOeim taten 
Finanzielle · Schwierigkeiten führten zur Auflös~ng des Vereins Kinderheim Aalen 

Eine gemeinnützige Einrichtung·-,- Geschichte des Säuglingsheims 

~alcn, 10. Suni. \!llie erft in biefen \tagen 
eine 15tatiftif über bie 15äuglingsfterblid)leit 
<>er nergangenen Sa!Jre 'in meutfd}lanb be, 
miefen !Jat, ift. nod) nie für bie <»efunbljeit bes 
ltinbes - mie überljaupt bes Q'.loUes - fo 
nie! getan morben mie im riationalfo3·ialiftf,· 
id}en mritten · 9\eid}. mief es [äfit · fid) . neben 
ber 15orse· um bie O,rljaltung unb fförberung 
ber 'fübeitslraft bes. 0,inaelnen - benfen mir 
an bie O,inrid)tutigen ber ~utfd}en Qlrbeits, 
front, nor allem „ltbff. ~ un,b bas Ql,mt ,;15d)ön, 
ljeit. ber Qlrbeit" - nor allem bie c»efunbljeit 
non \IJ!utter unb ltinb angelegen fe-in, mie 
9\ 15. , Q3 o a s m o lj l f a fJ r t ift · bie nom 
~üljrer berufene· 1$inrid)tung aur \!llaljrung, 
ffönberung unb fünlung ber förperlid}et\ Unb 
feelifd}en lträfte bes fünbes; ,unb fie ljat burd) 
bie stinberlanb, un~ S;>eimnerftf}icfung, bie 
1$rljolungsaufenlljalte unb 'lläberbefud)e, bie 
fie ben beutfd'.)en Jtinbern nermHtelte, fi\)on 
unabfeljbaren !Segen geftiftet: 60 ',ift . es iµ 
befonberem Wlafie 0u begrüfjen, baji · eine Qln, 
ftalt, .bie fid) ebenfalls feit Saljren .fo gut es 
in· iljren lträften ftanb, itt llen ©ienft .. ber ge, 
funb!Jeifücf}en . (i'ürforge für · bie ltk!n!inber 
bei uns geftellt ljat, bas 15 ä u g I i n g s , 
lj e i 111 . in Qlalen, non · bet' 9il5.,Q'.lolfsmoljl, 
faljrt übern o m l\1 eh munbe: · 1$s barf ba, 
bei banI6cir ·ber Q'.lereinslei!ung bes Q'.lereins 
ltinberljeim e. m. gebad)t merben, bie trojJ 
ber finanaiellen 15d}mie~ig!eiten b.as ·S;>eim uin 
jeiner ibeellen Qlufgabe millen bis • au !liefern 
Qlugenblicf meitengefüljrt IJ<i.t. \lllir sebel1 
!ura einen 9\ücfbllcf auf bie <l:lefdjid}te bes 
ltinberljeims in Qlalen. · 

\!Ion ber Jtlnbtrlrlvl'• aum · 15äugllng1ljelm 
Sn ber ffiotaeit bes ltrieges, mo niele 

ffra~en un,b 9Jlütter hie 6telleri ber -aum S;>ee, 
resbtenft einbetufenen Wlänner überneljmen 
mujiten, ift ber Q'.lerein st'inber!j~tm entftaniben. 
ltaufmann Otto 6tüjJd, ber fid) aud) in ber 
ltriegsfürforge felbftlos betätigte, '(lriff an, 
gefid)ts ber miji!icf}en Umftänbe in litelen ffa, 
milien mä!jrmb ber ltriegs3eit ljelfmb ein 
unb eröffnete im Qluguft 1917 in .feinem 
S;>aus, S)auptftrafie 22, eine fogenannte lt t t). , 
b er! r i p p e. .pier murben ltinb.er bis au 
ui.c, .. OalltC\t. tagsüber aufgenomme11 unb ner, 
P.I!.cg(, o;, muti)~ !Jiebei unterftüjJt nott feinet 
6'if}mcfter O;mma 6tü!Jel, unb ausmärhge unb 
fJ iejige ffreu1>be fJalfen if;m in ber Qlni.<fJ<tffung 
ber Cfinticf)tun.gogegenftänbc. 

'.Die Stinber!rippe ljat fid} fo gut ,bemäljrt 
un.b bie <f,.rlenntnis b_er 'lllii:!;tig!eit u_nb bes 
'llledes einer fold)en · O,inricf}tung .,mnt ljiei: 
fo burd}gebrungen, bafi S::,, 6tüjJel nad) '·bem 
l'trieg ueranlajit murbe, bie ltfippe ni<f,t . ein, 
ge!jen ;\U laffen, fonbern als 6.ä u g'.li n'gs, 
f)_ e im J~r bie„ \\3fle11e_ noti Stinbetn ~i.s au 

einem Sa!jr meitequfü!jren unb ausauQ<iuen. 
ffiatf) vielen Qlusfprad}en murbe · ain · 19. · me, 
3ember-1919 in einer öffentlid}en mäfamm, 
lung im 9fot!Jausfaal .ber m.erein ··ltin, 
b e r lj e i m geg.rünbet. 6aminfongen , uhb 
'lleiträge mujiten ba.s Untcrnef)men au:frei:!;t 
etf)Olten,. bas trojJbem immer,· mit 6cf}mietig, 
leiten 0u !ämpfen !jatte. 

Qlm 1. 6eptember 1920 murbe bas · Rinber, 
!jeim in ben . eigenen 'lletrieb bes Q'.lereiris 
übernommen. mie 6tabt faufte bie. 'lllirtfdjaft 
3um „5) i t f d} b a cf}" unb über!ieli bem Q'.ler, 
ein beffen O,nbgefdjoji 3un O,inrid}tung ·eines 
n_euen S;>eims. Smecfs ffinan;ierung ber IJ;in, 
rti;f)tung mujiten niefe 'llittgefud}e gefcf}rieben 
m~rben, abe, bie ffiäumlicf}!eiten !onnten 
nicf}t n_oll befriebjgen. 60 murbe f d)Uefilicf} 
bas ,5ubnetfcf}e S)otts im \tau fb a d)t aJ, 
ein ~ienbepotgebäube, ermorben.am 17. 6ep, 
tem.ber 1931 als . 6äuglings!jeim be0ogen. 

\\llall für 25-:-80 Stf~ber . 
©as c»ebäu6e fj<ü, mie m.olJl jebermann be, 

!annt fein mirb; eine äufjerft -gütiftige, freie u. 
bod} minbgefd;ü!lte fonnige 2age. Um bas S;>aus 
,0ie!jen ft'd) fdjöne · (liartenanlagen mit einem 
geräµthigett . 6djuppen, b.et im '1llinter aum 
fl:r.ocfnen l>et 'llläfdj.e benujJt merben fann. ©as 
Snnere b~s S;>eims bietet genügenb 9\aum ·für 
mr,t, . 6d)meftern unb ,25-30. fünber, bie 
,je nad} Qllter....:. bis·iU 4-Saljren - in Simmern 
mit .4 unb 8. 'lletten untei:gebrad)t ·finll. (fine 
of(ene meranba im etften 6totf gibt lfülegen, 
ljett 3il 2uit• unb 6onnenbäbern. 

Qlufgentimmen ·werben nidjt nur ffürfotge, 
finber, !ranfe unb , une!jelid}e ltinber, f onb ern 
alle Stinber : bis , au tiier. Saljren, benm ba, 
!Jüm· aus i~enb melcf}en (iirünben nicf}t ge, 
nügenb \\lflege gemibmet menberr !ann. ©as 
.peim i(t über ·binl;re1t3en unfres:,ltreifes IJin, 
aus betonnt . unb mirb gern in Qlnfpritd} ge, 
nommen, aud) non O,!tern, bie für einige 'lllo• 
d)en nerreifen ·unb bas ltirtb nid}t mitneljmen 
.!önrtert. 6e ift · bas .peim faft immer noil be, 
legt 

\jinan4ielle ed}11>ierfgfeiten 
mie. ,)ßeiteriü!jrung . bes <;;äugling~ljeims 

mat für ben 5l)et~itJsfüljret ftojJ .ber. suten 
'llelegun:g . bei ber baue.rnb fd}led)ten . fman, 
aieilen· llage feit SafJren . faft nid}t mefJr 1u 
~.erant.n:>orten._ . ,Sebotf) ber ,. ein~Ine mereins, 
tuljret 1teUte bte Q'.lerantmortung ben ltittbern 
gegenübet: !Jöljer als bie finan;ieilen 6d)mie, 
tig!eiten. \Der mormurf, .ber ben Q'.leteins, 
füljern gelegentlid) baraus. gemad}t mutbe, 
bali fie ftd) gerabe ben 'l.!ufgaben biefes ~eims 
mibmeten - bas übrigenbs mie f<(lon an, 
gefüljrt · te'inesmegs . auf b.ie 'lldreuung non 

une!JeHd)en · unb i burd) bie öffentlid}e- ffür, 
fot;ie-eingemiefenen ltinbern beid)i:än!t ift -
mar unbered)tigt. murd) Qlbljaltung· non 'lla· 
i1aren unb . äljnl'id}en Q'.leranftaltungen mu.be 
immer mM,er · nerfud)t, einen finatii1iellen 
Qlusgleid) 3u finben. 

\!liel~ Je!.bftlp./1 ~lrtieii =r-be geleiflet 
(fs b'arf .bas Q'.lerbienft aller, bie fi<f>: für bie 

Qlufgabeh bes 15äilglings!Jeims 0tir merfü, 
gung ftemen, gebülJtettb ~etnorgeljoben met· 
. ben. ~e ~tamcf}e 'lletreuung ·~atte ftü~et 
mr. 'll tlf mg er, . nad} feinem \tob mr. 
R_o !j I er bet ,ftd) burtf) niele Saljre .uneigen, 
nu~ig . . unb ,mit gtofier. 2iebe · bie[er 
Qlufgqbe mibtnete. 'ijlg. ff ta .n l fprad} ·i!jm 
bet b.er Q'.lerfammlun.g b.es Q'.lercins, bie geftern 
abenb in 'b.er „9\dd)spaft" ftattfanb, ben'mcin! 
aus unb übei;reitf)te iljm ein facf}är0tlid}es 
'llutf); beffen 'lllibmung· foilte ben manf bes 
Q'.lmins i1um Qlusbrucf btin!fen: fie ift· einem 
Qlusfprud) 'llbolf ~itlers entnommen,, nad) 
bem „a·n b.et 6pijJe b,ie 'lleutteilung bes <Lt• 
folges . unfrer Qlrbeit bas beutfd)e stinh unb 
bie · beutfcf}e Sugenb fteljt". 0,benfo .bart!te 
et ben feitljerigen (iiefcf}:äftsfü!jrem 6 im o n, 
5ll r u cf er· unb Ql i li t in g er, biefem lejJte, 
reit burd) . Uebetreicf}ung bes „Wl9t!Jus" tion 
91ofenberg mit einet 'lllibmung. 

\lleieinsfütrer · maren: '©ireltor 5;> u b e n s, 
b o r .f,e r non ber meutfd)en 'llanl, ab 1 . . 7. 20 
'llpot!je!er Q3 ö·l t er, ab 29. 10. 34 mit forier 
Unterbrecf}ung \\Jg. ff ran!. \\]g. ffran!ftat, 
tele aucf} ben 6cf}meftern füt i!jre aufopfembe 
\tättgleit ben fcf}ulbiJJen ~l ab. ~ie·t,nif 
erfol~te bie-Qiuflöfun11. bes .mer~ins. 

Uebernagme burdj ble ffi(S~. 
IDer ltteisamtsleiter ber 916m. ff t a n ! 

teilte arifd}liejienb mit, bali bas -~eim non 
b e r :!l 15 m. e t m o r b e n met.be. Cf• 
merbe nad} einer mefentltd)en baulid)en Q'.ler, 
änberung im gleid}en 6inn mie feitljet mef• 
ter gefü!jrt. 'llleiter teilte er mit, bali fid) mt. 
lt o fJ l e t bereit edlärt !jabe, fid) aud) feme?, 
lJin in ben IDienft. biefet eblen 6ad}e i1u [tel, 
len unb bie är3tlicf}e 'lletreuung bet 6äll{!lfnae 
,u überneljmen. Qlud) bie 6cf}meftem, bie fett, 
~er ljiet tätig maren, merben an i~ten \\]läjJen 
uetoleiben. 

©amif ift bas. Siel m'l!id)t, bas fia, b.et mer, 
ein feit langet Seit geftecft !jat: bali bas. ,l;eim 
in bie Obfiut einet Dtganifation gefommen 
ift, bie bie muftetgültige 'lletreuung bet Ritt, 
bet gemäfJrleiftet. •1$s ift bie 916!8.; bie nom 
(rü!jm mit· bei: IDurtf)füljtung aud') bie(ei: 
qiufgabe betraut murbe. 60 barf . me!jt :benn 
je bem 6äuglings!jeim aud) in Su!unft nolles 
merlta.uen ehtgegengebrad)t metben. -fe. 
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Verzeichnis der Ärzte 
im Adressbuch 

der Stadt Aalen 1937. 

~nJt1, 

'11 ngtlt ~nllu9, 'Dr. mtb., 9ReM~tnolrat, 
61m11I. junbl}fitsomt fUr bk Jhtift 
~lakn unb 9ltrt1f)thn, 6d]ular&t, 31tgtl• 
ftrojit2i1, ...,.787. 6prtd)jtunbtn ln amt· 
~~~~r ilb~d~r~it:.I 9.llonlog& unb 6atn9• 

'6ti~1di1:."S0t· ;!· :J.:;:~·s~;~~~J~t::~ t 1:r; 
1 ll~r, 4----0 llbr, 6mnstog1 11- 1 U~r. 

3obnlt \:)dmut, 'llr. mrb., praU. C!lqt, !Bt• 
rufg.ru ume 913rbl . 6tobtgrabtn 1, 9Bob• 
nung,röume 't.\llJnbof~r. 40. 6 pmbftun• 
l)tn uorm. 8---IO llbt, mHfJm. 4----0 Ut,r, 
Gomstags 8-~ llbr, 11-1 UIJr. '""'' 560. 

ftinberoom 'lllol, 'Dr. mrb., fi11 d)aqt fiir tl••, ':nafen , ttnb Obttn!ranll]tlttn, 

b1!'\bi°r~b:: .~~dJ~:ra1~'~b~,0~~&,! 
9.J!l tt wodJ unb 6amstag nad)m. " ' 331. 

Jlo lJl tt Sobann !Btruborb, !Dr. mtb., vroll. 
~r&t, ltbirnrg un b (Mburt• l,elftr, 'tiubll• 
nr&t, <Jltut \)tlbt nbtimtt~r. HI, ....,, 759_ 6tmdifhrnbtl\ 10-12: Ul)r uormillugs, 
1111b l'>----0 Ul)r 1111dj 111illn91, Gamstags 
10-12 Ul)r. 

~itiit~i:~:~·ti~~:o~··.!:1~~t~~:::~~~ 
~u11bt 11 9-11 unb 2-6 Ul}t. 

{)locmet \)tindd), <.Dr. mtb., prah. "llr&I, 
'Do l)nl)omraflt 3 1, """ 720. Gprtd}~un, 
btn 8-9 UfJr uorm., 1-3 Ul)r nad)m., 
Gamttags 1-2 UIJr. 

Gtitl (fugtTI . '!lt. m,b., pratt . 'fü&I mil 

6p~~~)1~~~l~TI ~~~r:ta~~:·~ ~t~; 
Gomstag nad}mittag ternt 6pmlJ[tunbe. 

'IDtmtr ~ mms , 'I>r. mtb., 'jad)arat für Q'.J)i· 

ii::i:~ri~J&!0 W, b:::i~1r:,1Jt1,~f:~· :r::: 
ftul)aus HO, 6pmf)it11 nbtn im stran!t11• 
1)1111 11 11-12 Uhr unb nad)mittog, 4--6 
Ul)r, $ onnrn,tags tmb 6am&togs nur 
11-12Ul)r. 
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Zum medizinischen Umfeld 

Über das medizinische Umfeld des Krankenhauses lässt sich nur schwer et­
was sagen. Quellen, die einen tieferen Einblick gestatten fehlen. Mit Hilfe 
der Einwohnermeldebücher aus den Jahren 1930 und 193 7 lässt sich je­
doch ein ungefährer Eindruck gewinnen. 

Die Einwohnerzahl Aalens stieg in diesen Jahren von 12.133 auf 12.744 
Personen. Die Zahl der Ärzte blieb nahezu konstant :Neben den zwei be­
reits erwähnten Krankenhausärzten, sind vier praktische Ärzte mit Ge­
burtshilfe, ein Augenarzt und ein Arzt am Gesundheitsamt aufgeführt. 
Zwischen 1930 und 1937 ging ein praktischer Arzt in den Ruhestand und 
wurde durch einen Neuen ersetzt, außerdem bekam Aalen noch einen Arzt 
für HNO. Jüdische oder Ärzte, die der Komm. Partei angehörten gab es in 
Aalen nicht. Diese wurden in Deutschland schon kurz nach der Macht­
ergreifung 1933 aus ihren Praxen verdrängt .Bis auf zwei Ausnahmen wa­
ren die Ärzte in Aalen schon 1930 tätig (und praktizierten bis auf eine Aus­
nahme auch nach 1945 noch in Aalen). Man kann also davon ausgehen, 
dass sie noch jünger waren und ihre Ausbildung in der Zeit der Weimarer 
Republik absolviert hatten . 

Dies hieß aber auch, dass Sie sich in den Zeiten knapper Arbeitsplätze ge­
gen heimgekehrte Teilnehmer aus dem Ersten Weltkrieg zu 11behaupten" 
hatten. Organisiert waren die Aalener Mediziner im ,Arzteverein'', der 
1930 noch eine eigene Anschrift hatte. Dies ist 1937 allerdings nicht mehr 
der Fal 1. 1935 muss es diesen ,Arzteverein" aber noch gegeben haben, 
taucht er doch in einem Ratsprotokoll auf, das sich auf die Vergütungs­
verhandlungen des Vorsitzenden mit der Stadt bezieht. 24 Weniger in dieser 
Verhandlung liegt das Interessante, sondern, dass 1935 der Ärzteverein als 
Untergruppe des 11 Hartmannbundes in Aalen noch bestand und als 
Gesprächspartner diente. Im Juni 1936 wurden Hartmannbund und Ärzte­
verein aufgelöst, sie gingen endgültig im 11 NS-Ärztebund" auf - einer 
Organisation der NSDAP.25 

Neben den bereits erwähnten Diakonissen (Ev. Diakonissenverein Aalen 
mit Sitz in der Olgastr.) Wurde die ambulante Pflege 1930 vom Verein der 
Barmherzigen Schwestern für Krankenpflege in der Friedrichstr. und 
Schwestern des Roten Kreuzes durchgeführt. Auch 1937 bestanden diese 
Stationen, ergänzt durch eine Schwesternstation der NSV. Das Rote Kreuz 
war bereits straffer organisiert. 
1930 existierte eine Sanitätskolonne Aalen mit einem Arzt als Leiter, und 
ebenfalls ärztlich geleitete Sanitätshalbzüge in den umgebenden Orten 
Wasseralfingen und Unterkochen. Die Zahl der Hebammen schwankte 
zwischen vier und fünf Personen.- Sie waren in freier Praxis tätig, das 
Krankenhaus hatte zunächst keine angestellten Hebammen, später aber 



dann wohl doch wie aus einer Dis­
kussion über die Erweiterung um ei­
ne Planstelle hervorgeht.26 

Die Zahl der Zahnärzte erhöhte sich 
von 1930 bis 193 7 von zwei auf vier, 
die Zahl der vier Dentisten blieb kon­
stant. Zwei Apotheken versorgten 
1930 bis 193 7 die Kranken mit 
Arznei. 
Das Adressbuch des Jahres 193 7 
zeigt gegenüber dem von 1930 einen 
charakteristischen Unterschied in der 
Struktur des Gesundheitswesens. Im 
Kapitel 1: 11NSDAP mit Kreisorga­
nen", sind mit jeweils eigenem Tele­
fonanschluß das 11Amt für Volkswohl­
fahrt" (NSV), das 11Amt für Volks­
gesundheit" (Hauptamt), der 11 NS­
Ärztebund11 sowie der Kreisbeauf­
tragte für Rassenpolitik aufgeführt. 
Über eigene Ärzte verfügten diese 
Ämter nicht. Soweit medizinisches 
Wissen notwendig war, wurden Ärz­
te aus der Stadt herangezogen. Auf­
grund der dürftigen Quellenlage sind 
bis auf einen Fall zur Tätigkeit der 
medizinischen NSDAP- Einrichtun-
gen in Aalen detaillierte Aussagen 
kaum möglich. 
Wie aus den entsprechenden Unter­
lagen hervorgeht, konnte sich das 
11Amt für Volksgesundheit" in der 
Kreisleitung, das sich als örtliche 
Ebene des Hauptamtes um Fragen 
der Zwangssteri I isation kümmern 
sollte, gegen das Gesundheitsamt als 
staatliche Einrichtung nicht durchset­
zen. Im Ergebnis war dies einerlei, da 

~ta ~tfunb~tlt§amt ffir !alen 
4I>fc: ~ufgaben bu <.Dcfu nb~rlte.amtcs. - (fin 
mldjtlgu 3 nflrumrnt für <i,b, u. 9\aftrnpflrg, 

'8ulln, G. '.Ju li. 
CJn t-.cr ouf;'troröc·dl id) mid)ti~rn GiBung 

t'lc9 ':11rictJ~lobi11cti:; lllllll 3. ~) uli 1!134 mnroc 
neben uiclcn 1in1:lcrrn 1.YH·jrl;C' 11 aurlJ ba~ '5> r. 
ic!J iiber bi c ·U crc 1nl}ci 1l i<f)11ng 
1'1 es CS, cf 11 n b IJ r i I s ru c f c n unotifdJirbc l. 
c:Do~ Ci°ldc~ i1dJt öic 6d)ofj 11 119 uon <5,ciunb· 
l~ci t-:,i1111trrn III orn tlru tidJrn ..S tuM, unö 
t'.o nMrcifrn lHlt, u1ol>11rd) ti ir 0rriplitt rrnng 
auf brm Q.)rbi r t bes (.()cjt11tMJcilr,u1cjrns bcfr1• 
li!lt mi rb. ·hqc n1ir OurdJ 11 11 frrrn 'l,lcrl inrr 
!.!. IS .,'l1rridJtrrjfnttcr crft1 IJ1T11 . mi rö im ')\111J , 
111cn t'lrr r.Duni)fuliru11!l bc~ ~\rjrJirs Jur ·ltcr, 
d111Jrit lidJ 11 11tl br~ Q"•cj1111MJl' it~mcjrn1 G11 dJ 

filt 01, 6 tabt ~lal,n rln ©rfun b~rltoamt 
ttrld)l rt. 

'Ne ~nrt iinOiqfci t Or·J <~\cf1111M1ril·.rnmt~ er· 
itrccft nd) nu f i'.hl-J \lll ll5C 6lob1nrl1irt. C!'ic !lrCI• 
iit :}rnqc 1ft 111111 ilic, tt101 fiir eine 1l11f!l<1be 
(lo-J 1,.\,rl1111tii)ri l:\n111 t 1111frrtr Ch1t'l t J H r rfiil· 
Im !Jot. ~l1finiftn '. t1lt'lirdh1r 'l'r. ~·, ii t t , 0:l' r 
cibrrjh• ~lllrbi,;i 11111l1ro1ntr flr1 'Dri t1rn -Jlcid;c.s, 
n•tH1)1 r l)ir riil1cr bi."mr rfcn•.Ht•rrk % 1B<1l•rn . 
1!llr ~uf9o~rn brt &rfunb~rlte.omta ~olrn 

l1r,,rn in crjtcr \!i1dc in t°IC[ aörtrru nq brs 
1,.t,('\u11M)ci l-JJ 11itn11br1 t'lr r brutirl~n fitl-11nl(e 
lir~t riit1!'1rl. 'I"o-.; l''•d1111M)ri l~\nmt l1cfnfjl PcfJ 
1)1~1q11fiictJ lirl1 mi t t'lrr <lrl1!1d1111M)ril. 1) 11 r cfJ 
CI II C 11 C lt ,\ U l' r r i d) t C II b t' ~i b I l' i • 
111 11 n fii r ü:rb • 1111 ~ ')f11fjr npf '1cq c 
f O \ 1 j l' b C III b C ll I f d) l' II 'll Cl I t ~ !1 C tl O 'j • 
i C 11 b i C '-JJI Ü fl l I dJ f l' i t !1 C b ll 1 ~ H 1U C r • 
bc n , tiurct> bn~ Q'1 rf1111 Ctl) ri t so nit 
1111 f c rc r 6 t i1 t'lt f c f t f lc l l r n ou l o f. 
f c n , o lJ l' r c r LI 11 c j 11 11 b i f I Ob r r 
n i rl) t. 'F ll m 1..t, c f 11 ~, b IJ l' i t !.) n tn t m i r b 
CIIIC crlJbiLl l Ogifd)l' 'l' r j1 u11t'lr!:.. • 
tl II f f1 0 iJ 111 C b C r a n 111 i I t (' II i II O l' r 
0t111'.l t ·JI n l r 11 i 111 t n II f c b r r ~ r i t 
b II r d) !1 Cf li l) r 1. ':\ 111 ~--d11111'.liJcil•.Hl l1t l ltll„C• 
rrr 61t1bt L11crt°IL'n n1iL1 j(l!Jl'111!1111tt ,. ~ o m t, 
l I c II ctJ r o 11 , 1 c n „ r n tjtrl)tn, in t'lrnrn oll c'3 
,; 11ft1 111111l'tl!\(' fro(lrll mfrb, Alll-J llli l tlL' t' Cfrli!JC• 
funO!Jri l'.l• 1111b '.H,1ffc 11 pf lrqc ,;:iiommr 1tf};i 11 nt. 
,:l,i bit' icr crbllio lo!liid)(' n ~¼'itontlc'!.;ouf nof)me 
111r r t'lc 11 (Y,rju11M1rit1n llcr1, nrn11 rrn~rirl1id1tr11, 
·l:10J11fnf1rt-)n('t'irlJl:)1:ftr11, 'l\rfunt°lt' tirr lf)cf11nb· 
l1r11:\1n11 trr 1111b Or1!1lridJrn u11d1li!lc Hntrrltt· 
um ,\uj11111111r11!1rfr1fn. ·.ll11r fo ifr c1 11a'-!1l irfJ, 
e in e rl 11 w 11n ö fr cic (l"f)rbrrnt1111g 
011:\PtlibL' lt. 

'i'\11 l1•d('h ,;ur •Jtcrr i11fil'itlirl11111!l tir~ \\•c­
i1111l'll1r 11 ~, u1ril·11:) 11,u iil r ILHnmrn. 11111 ci11c ~u· 
i1111n11rn1HbL'!l 111/rr 111oiiqd1rnbrn E. ldlrn n11 f 
1'rm ·hll·qc bcr l'°-,.· i1111M11'it..:.f11riL1rqc ,\11 rrrri• 
riJl'II . ,11;, 111HiL1r1!JliL1\iolif1t irl1rn 81i1,ll f l)ll1111 t 

nn r1i;a E. trlh· f:11c rrt111d1111t'lc ;\11milir 1111b 
1tti1JI mir r,.; 1111/rr brm r11nr~i itiirl1rn € 11[trn1 
n1r. r , ti,r ~Hril1r11r fur •Jlil1{ i,1tr, ·)Jli11('{'ru11·r , 
11\ll' unl'I 1J rblr11ti!L'. •11:i r 11111iirn im i.1iir1tt li , 
dJrn tf1 ri1111 M1r tt -:-,birni1 b11,;11 1L1111mc 11 , tiof\ mir 
11 11 bic lir l1!\d1u1tihr11 tirr ~111111 l iC' unt'I 11l\ tii t' 
~llllrntniull11 11q 1111irrM ·Jll1lrr-; l'lc1i!c1 1. ~11r 
l.irrci111111111 b1c1·r~\ ,),rlr ,.; foll b11'.i Q.)rf t1 11 bf)cil-J, 
11111 t in örr E111M bci t rn!l\'. 11. 

nrlri)rnft~UT 9ltu, ~Rltn !)11 1 in t'IC'tl lr ht rn 

Parteiorganisation und staatliche Einrichtung von derselben Vorstellung ei­
nes 11gesunden und leistungsfähigen Volkes" getragen waren. Nach einem 
Wort des Reichsärzteführers Wagner aus dem Jahr 193 7 sollten ,,Ärzte die 
Patienten nach den Glaubenssätzen unserer NS-Weltanschauung führen: 

Bericht der Kocherzeitung 
vom 71. 4. 7 934. 
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Blick auf den Neubau des 
Gesundheitsamtes Ecke 

Ziegel-! Hauffstraße (Pfeil). 
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nicht der einzelne menschliche Körper [zählt], sondern Recht und 
Notwendigkeit des gesamten Volkes sind richtungsweisend"27 • Wie das 
Beispiel der Zwangssterilisation belegt, hatte der Grundsatz 11 der Einzelne 
ist nichts, das Volk ist alles" das Aalener Krankenhaus jedoch schon viel 
früher erreicht. 

Der Erhalt der 11 Erbgesundheit11 

Wie einem Aufklärungsblatt des Amtes für Volksgesundheit der NSDAP 
Gau Württemberg-Hohenzollern zu entnehmen ist, hatte das am 14. Juli 
1933 verabschiedete 11 Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses" 
(GzVeN) 11die Rettung des deutschen Volkes vor Entartung durch Zunahme 
der Erbkranken und Minderwertigen" zum Ziel. Nach dem 11Dafürhalten 11 

des Aalener Oberamtsarztes Dr. Angele aus dem Jahr 1935 war 11die 
lückenlose Erfassung auch der leichten Schwachsinnsfälle am ehesten da­
zu geeignet, eine Besserung der Bevölkerung herbeizuführen." Ein Jahr 
später zeigte sich der Mediziner überzeugt, 11 dass es dem Volksinteresse 
zuwider ist, weiteren Nachwuchs von 11 xy 11 zu erhalten."28 

Wenn uns diese Gedanken heute auch sehr abwegig erscheinen, so ist 
doch zur Kenntnis zu nehmen, dass sie nicht primär nationalsozialistisch 
sind. Bereits um 1900 gab es auf höchster Ebene in der medizinischen (z.B. 
Hoche), wie juristischen (z.B. Binding) Wissenschaft diese Lehrmeinung, 
auch in anderen europäischen Ländern sowie in den USA und Canada. Es 
wurde mit großem Ernst über Zusammenhänge zwischen 11Volk und 
Vererbung", oder 11Angst vor Bevölkerungsrückgang" diskutiert. Leitfragen 
wie: 11gibt es lebensunwertes Leben?", 11 kann sich ein Volk leisten, Kranke, 



Schwache, lebensuntüchtige am Leben zu erhalten, ohne daran zugrunde 
zu gehen?", erreichten sehr bald weite Kreise außerhalb der Wissenschaft. 
Das „Volk als schutzbedürftiger biologischer Faktor" trat in den 
Vordergrund und verdrängte das Einzelwesen.29 

Auf diesem Boden wuchs die NS-Ideologie und als ganz wesentliche Säule 
zur Verwirklichung ihrer Vorstellungen und Ziele die NS- Medizin mit 
ihren Stufen: Zwangssterilisation Erbkranker - Euthanasie II Erbkranker und 
Minderwertiger" - Genozid der Juden, Sinti und Roma. Bereits ein halbes 
Jahr nach der Machtergreifung wurde durch das GzVeN die Grundlage 
hierfür gelegt. 
Das Gesetz sah vor, dass „Erbkrankheiten" an ihrer Weiterverbreitung ge­
hindert werden sollten. Als „Erbkrankheiten" wurden bezeichnet: 

- Angeborener Schwachsinn, 
- Schizophrenie, 
- erbliche Fallsucht, 
- erb! ich er Veitstanz, 
- erbliche Blindheit, 
- erbliche Taubheit, 
- schwere körperliche Missbildung, sowie 
- schwerer Alkoholismus. 

Ein eindeutiger Erbgang musste nicht nachgewiesen werden - Vermu­
tungen und Annahme genügten. Auch soziale und politische Erwägungen 
beeinflussten die Entscheidung zur Zwangssterilisation.30 Unter der Diag­
nose „ Schwachsinn und Alkoholismus" wurden etwa 50% der 350.000-
400.000 Zwangsterilisationen im Reichsgebiet durchgeführt. Es kann ge­
zeigt werden, dass dies auch für Aalen zutrifft. 

Einstimmung der Bevölkerung 

Um die Bevölkerung über die II rassenpolitischen Gesichtspunkte" des 
Gesetzes, das zum 1. Januar 1934 wirksam wurde, in Kenntnis zu setzen, 
etwaige Sorgen zu zerstreuen bzw. um Zustimmung zu werben, setzte die 
Regierung auf Vernebelung. Man war besorgt um die Zustimmung der 
Bevölkerung. Die Gefahr des „ Volkstodes durch die Erbkranken und Min­
derwertigen" wurde dramatisiert und so dargestellt, dass nur einschnei­
dende Maßnahmen als einziger Weg der Rettung angesehen werden konn­
ten - noch war von Tötung nicht die Rede.31 

Die intensive Propagandawelle über die II drohenden Gefahren" ereichte 
Aalen Ende Januar 1934. 

Litfasssäulenwerbung der 
NSV für die „Erbgesunde 
Familie", 1936. 
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Einladung für den NS­
Frauenschaftsabend. 

:ne.,~rauenfcf>aft. 
<lin{abung 

3um '.l3ortrag filr ~rauen, ben f,)err O r. :m er n er ~ier morgen ,:,t I t t, 
tll o cf) ab e n b 8 iffyr im „.{ötllenfeHerfaal" !Ua{en ~alten tt,frb 1 '.t~e1n4: 
11eou bag beutjd)e :Uolt aug~er6en 1 - 0e6urtenrücf gang." ~el, bem 
geringen <lintrittsgelb bon 10 Pfg. f oflten a 11 e ~rauen unb :oläbd)en 
ilber 18 ,3afyre 3u bicf em fyocf)tDicf)tigen '.l3ortrag fo1J1mcn. Oie ~rauen, 
f cf)aften 1.10n !Ualen unb ben umliegenben Orten fyaben ficf) milgfiif,~ 
3afylreicf) 3u beteiligen. 

!Ualen, ben 22. Januar 1934. 
~ c r t a U b r m a n n , .leiterfn. 

Am 24. Januar sprach der leitende Arzt des Krankenhauses Aalen, Dr. 
Werner, auf Einladung der NS- Frauenschaft. Er führte aus, dass sich 11 unser 
Volkskanzler die hohe Aufgabe gestellt hat, das deutsche Volk auch in ras­
sischer Hinsicht vor dem Untergang zu retten." Zugleich warnte der Red­
ner vor der starken Vermehrung der östlichen Nachbarländer, um dann für 
Aalen festzustellen, dass die Geburten- und Sterblichkeitsziffer gleich sei, 
aber durch den wissenschaftlichen Fortschritt die Lebenszeit verlängert 
würde. Folg! ich müsse erwartet werden, dass der 11 Überschuss" an jugend­
lichen und kräftigen Menschen bald schwinde. Für gesunde Frauen be­
stünde daher die Pflicht, sich ihrer Aufgabe für die Fortdauer der 
Geschlechter bewusst zu werden . Allerdings sollte der Nachwuchs nicht 
nur möglichst zahlreich sein, sondern die Menschen sollten 11sich qualita­
tiv höher züchten". Schließlich waren doch die Eltern für die 11 Unsterblich­
keitsidee11 verantwortlich.32 

In derselben Ausgabe berichtete die Kocherzeitung von einer Versammlung 
des 11 Reichsbundes der Kinderreichen". Vor dieser Versammlung sprach der 
stellvertretende Bundesführer des Verbandes zum Thema: )m Kampf um 
Deutschlands Aufstieg". Auch er warnte vor sinkender Geburtenziffer und, 
11biologischem Zusammenbruch". Für den notwendigen biologischen Auf­
bau gab es seiner Meinung nur eine Orientierung: 11 Der nordische Mensch 
mit seinen urdeutschen Grundgefühlen und Eigenschaften weist uns den 
Weg." 
Anfang Februar wurde bei der Vollversammlung der Kreisbauernschaft im 
Löwenkeller, wenn auch in ganz anderem Zusammenhang in dieselbe 
Kerbe gehauen. Um die geplanten Zentralisierungsmaßnahmen in der 
Milchproduktion den Bauern aus Aalen und dem Oberamt schmackhaft zu 
machen, hob der aus Stuttgart angereiste Vertreter der württembergischen 



Milchwirtschaft besonders auf die erhoffte Qualitätssteigerung ab. Um sein 
Publikum zu überzeugen, verwies er auf den Zusammenhang von Volks­
gesundheit und guter Milch. Mit entlarvender Offenheit sprach er aus, wor­
um es dem GezVeN tatsächlich ging. 11 Während der Bauer sich bei der Tier 
und Pflanzenzucht allmählich daran gewöhnt hat, nur das Beste zur 
Nachzucht zu verwenden, will man bei der Menschenzucht die eigentlich 
doch viel höher steht, diese Grundsätze nicht gelten lassen. Im Interesse 
der Volksgesundheit und des einigen starken Volkes muss man sich aber, ob 
man will oder nicht, in den kommenden Jahren zu diesen Grundsätzen be­
kennen: Schlechtes und Krankes muß im Interesse des Ganzen ausgemerzt 
werden .33 

Innerhalb weniger Tag wurden durch diese drei Veranstaltungen unter­
schiedliche Bevölkerungsgruppen zum selben Thema angesprochen, in­
dem systematisch Ängste geschürt wurden : Angst vor Rückgang der eige­
nen Bevölkerung, vor Übervölkerung durch andere Völker, Angst vor" 
Kranken" und II Minderwertigen", die das eigene Volk schwächen und die 
es deshalb zu verhindern gelte. Um ein 11gesundes Volk" zu sein, wurde die 
11 Ausmerzung des Unwerten" (negative Eugenik) propagiert und zu 11ge­
sunder" Reproduktion (positive Eugenik) ermuntert. 

Zweite Propagandawelle 

Dieser ersten Propagandawelle folgte wenige Wochen später eine zweite. 
Die Prominenz der Redner steigerte sich. Auf Einladung der Ortsgruppe der 
NDAP kam Dr. Stähle aus Stuttgart nach Aalen, um über II Bevölkerungs­
politik und Rassenfrage" zu sprechen.34 

Der Internist war seit Sommer 1927 Parteimitglied und hatte nach der 
11Machtergreifung" in Württemberg. im Innenministerium die Leitung des 
Gesundheitswesens übernommen. Zugleich war Stähle als Leiter des" 
Gauamtes für Volksgesundheit"- verantwortlich für das Medizinalwesen 
der NSDAP. Er gehörte zu den wenigen Funktionären auf Landesebene, die 
diese Doppelfunktion während des gesamten II Dritten Reiches" inne hat­
ten . Hinzu kamen zahlreiche berufsständische Ämter.35 Man hatte also ei­
nen Spitzenfunktionär nach Aalen geholt, um bei einer möglichst breiten 
Zuhörerschaft die Akzeptanz für die vorgesehenen Maßnahmen zu errei­
chen. Vorbereitet wurde die Veranstaltung durch die Kocherzeitung, die 
schon einige Tage vorher Aufrufe des Reichsministers des Inneren, Dr. 
Frick, sowie des Reichskanzlers und 11 Führers" Adolf Hitler veröffentlichte. 
Wie es hieß, um die Bevölkerung in die Problematik 11einzuführen, aber 
auch um aufzuzeigen welch sicherer Lösungsweg, der auch dem Christen­
tum nicht widerspricht, durch Partei und Führer gegeben ist". Die Aufrufe 

Mitgliederwerbung 
derNSV, 1936. 

Werde Mitq!ied derNSV 
f\'lein 1n bct strct, . in bcn :Du ~i ntingcborcn bl1l . 

;IDörm c unb J rcubigrt it l1l um ·Did} in bc; :}11milh , 
geborgen unb fi d}cr fü~lcn r,mn~ 'Ou :Dld} unb man• 
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„Begleitende 
Information" der Leser 

durch die Kocherzeitung, 
März 1934. 

seien hier in Auszügen wiedergegeben. Der Reichsinnenminister ließ ver­
lautbaren: 11Die wissenschaftlich begründete Vererbungslehre gibt uns 
nach der Entwicklung im letzten Jahrzehnt die Möglichkeit die 
Zusammenhänge der Vererbung und der Auslese und der Bedeutung für 
Volk und Staat klar zu erkennen. Sie gibt uns aber auch das Recht und die 
sittliche Pflicht, die schwer erbkranken Personen von der Fortpflanzung 
auszuschließen. Von dieser Pflicht können wir uns auch nicht durch falsch 
verstandene Nächstenliebe und kirchliche Bedenken, die auf Dogmen ver­
gangener Jahrhunderte beruhen, abhalten lassen. Im Gegenteil, wir müs­
sen es als eine Verletzung der christlichen und sozialen Nächstenliebe an­
sehen, wenn wir trotz der gewonnenen Erkenntnisse es weiter zulassen, 
dass Erbkranke einen Nachwuchs hervorbringen, der unendliches Leid für 
sie selbst und die Angehörigen in dieser und der kommenden Generation 

2Ber ift ~r. etäfJlc? 
~tu t r ob c n b ~ Uhr ip ri d)t im ,.!.\i :r-cn , 

~cUcr iaol· l)(r ,!dmnt itir ll<H :llic~ i ;:, 
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:!Jliniftcr ialrat !'r. nl<'b . '= t ~ O l c. l! in alte: 
stämpict für un iere,; Jü!i,c,s, \Y'('~,1n frn:ri: 
iprid)t AU un,; iibc~· ~i...·o(, (!crnng:'llL'lit 1! :111:-i 
~aITenpflrgt . t~~r wiüc iiir cin.:n ic>!dxn 
fürtrag gccigndc': ab rin -!lr;t. tlcn ic:n -:\,: , 
ruf !)inrinfii~rt in Jllc '=dJ icf)tcn t'o(r '!\,::,(il , 
!trung, ~r ntit gcid)ultcm t~l :d 3 :1i<1:1111:rn · 
l)önge ~c!)t, bic t'>fm Un~itü~tcn i :ii:P\': ::-,: : . 

bcn vcrbC1rgen ble iben. ~r. 2 :;i !1 '.c \.lt iü: 
-2lbolf ,ritlcr einen Ze il ~c,; ni ii : ::. 2:i1:P,Hi · 
t00lbs not<rt. 3uiammcn m:t -i: !1il:;,i1 ·J\J!i · 
ncr l)at et oud) an jrncr Nrühm:m ::n(I '.'C · 
rüd)tigtrn &lolid)lad): :n 3:o:i <~ :c '. ~1rn :,:n, 
mm. Uncrmtibl id) oot er j,1hrc :,1:ig a!,; ·t,ir , 
trirebnn un~ C'rgan i•a tl', ~'t':1.' :,!: .. 'i rc ::;) . 
li~ 3.llitmcnirt)cn" h,1xn ;u 11 :cicr ,;c: ~.1 · 
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bedeutet. Doch seien wir uns dessen bewusst, dass mit der Ausmerze und 
Auslese, die durch unsere rassenhygienische und rassenpolitische Gesetz­
gebung eingeläutet werden noch nichts erreicht ist, wenn wir nicht durch 
positive bevölkerungspolitische Maßnahmen die Familiengründung und 
die ausreichende Fortpflanzung der wertvollen erbgesunden deutschen 
Menschen erreichen." 36 

Dagegen klang der veröffentlichte Aufruf Hitlers zur Rassenfrage etwas mi !­
der: 11 Der NS- Rassengedanke und die ihm zu Grunde liegende Rassen­
erkenntnis führen nicht zu einer Geringschätzung oder Minderbewertung 
anderer Völker, sondern vielmehr zur Erkenntnis der gestellten Aufgabeei­
ner allein zweckmäßigen Lebensbewahrung und Lebensforterhaltung des 
eigenen Volkes. Er führt damit zwangsläufig zu einer natürlichen Res­
pektierung des Lebens und des Wesens anderer Völker. Er erlöst die außen­
politischen Handlungen von jenen Versuchen, fremde Menschen zu unter­
werfen, um sie regieren zu können oder um sie gar als reine Zahlenmasse 
durch sprachlichen Zwang dem eigenen Volke einzuverleiben. Dieser 
neue Gedanke verpflichtet zu einer ebenso großen und fanatischen 
Hingabe an das Leben und damit an die Ehre und Freiheit des eigenen 
Volkes, wie zu Achtung der Ehre und Freiheit anderer. Dieser Gedanke 
kann daher eine wesentliche bessere Basis abgeben für das Streben nach 
einer wahren Befriedigung der Welt als die rein machtmäßig gedachte und 
vorgenommene Sortierung der Nationen in Sieger und Besiegte, in Berech­
tigte und rechtlos Unterworfene."37 

Der Ton ist hier anders, das Thema sehr abstrakt behandelt. Wer sollte Bö­
ses denken? Auch Dr. Stähle fasste in seinem Vortrag die bereits genannten 
Punkte nochmals zusammen. Wesentlich intensiver widmete er sich in sei­
nen Ausführungen jedoch den Gefahren der II Mischrassigkeit", um das 
vorgesehene Verbot der 11 Rassenmischung" zu begründen. 11 Der vorder­
asiatischen und orientalischen Rasse fehlt die innere seelische Haltung des 
arischen Menschen und eine Bastardisierung mit diesen Rasse muß infol­
gedessen zur Seelenspaltung, zu innerem Zwist im ganzen Charakter füh­
ren.[ ... ] Auch die Rassen sind von Gott geschaffen.[ ... ] Für die Zukunft wird 
jede Rassenmischung verhindert werden müssen.[. .. ] Das Judenblut ver­
sickert nicht, Spaltungs- und Erbgesetze sind zwingend, die Rassensünde 
verschwindet nicht."] 38. 

Wie diese Veranstaltungen belegen, hielt die Reichsregierung keineswegs 
mit ihren Plänen hinter dem Berg. Ängste zu schüren, Vorurteile zu fördern, 
die 11Aufartung" des deutschen Volkes zu fordern und die Vereinbarkeit mit 
dem Christentum darzustellen, war eine Sache der Propaganda. Mit Infor­
mationsblättern wurde für die Harmlosigkeit und Notwendigkeit der Pläne 
geworben. Welche praktischen Maßnahmen genau vorgesehen waren, 
wurde jedoch nicht gesagt. Dies sollte möglichst wenig bekannt werden. 
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3ur ~ufkliiruno 
über bas 

<lef en ~ur tlerl)ütuug ed,ftraufteu 9tadJwudJf es 

uom 14. Suli 1933. 

!Die moberne .ßebensgeftaUung ermög!id)t erbtranten ~erf onen, bie 
unter natüdid)en .ßebensbebingungen nid)t leben.sfäl)ig wären, nid)t 
nur bas 2eben, f onbem aud) bie ijortpflan3ung unb bamit bie !IBeiter• 
vererbung il)rer eigenen 6d)wäd)en unb ijel)ler auf fommenbe @e• 
fdJled)ter; ja bie Q:rbfranfen unb bie !minb~rwertigen l)aben fid) in ber 
!Bergangenl)eit f ogar viel ftäder fortgepflan3t als bie @efunben unb 
.f)od)wertigen. <f ine futd)fbare <f nfatfung bes beutfd)en llo(fes war bie 
3'olge. 

Q:rbfrantl)eiten tommen in allen 6dJidJten unferes !Bolfes vor; fie 
finb unabl)ängig vom @elbbeutel unb ber fo3ialen 2age; bie !maf3• 
nal)men au il)rer !Bef eitigung forbern oon ReidJ unb !Utm bas glei~ 
Opfer. 

!Die Unfrud)fbarmad)ung, burdJ weldJe bie ijortpflan3ung franter 
Q:rb!inien verl)inbert wirb, ift ein fdJmer3!of er äratlid)er Q;ingriff von 
faft völliger @efal)rlofigfeit, ber nad) 3el)ntauf enbfältiger Q:rfal)rung 
teinerlei ungünftige ijolgen l)at. Q:s wirb babei nid)ts weggenommen, 
f onbem es werben nur bie !IBege ber ijortpf!an3ungs3ellen ungangbar 
gemad)t. 

!Die Unfrud)f6armad)ung bient bem ~ntereffe b~s !8ortsgan3en unb 
bes <fin3elnen. 6ie vergütet Q:lenb unb 2eib nid)t nur in ber ijamme 
bes Q:rbtranfen unb bamit für ben @rbfranfen f elbft, fonbern aud) 
unter ben stommenben, unb ift barum ein ed)tes !illert dJriftlidJer 
'1äd)ftenliebe. 

!Die Unfrud)fbarmad)ung iff feine Strafe unb feine Sd)anbe. steiner 
rann etwas bafür, wie er auf bie !.illert tommt, aber er fann etwas ba• 
für, wie fein :nad)wud)s auf bie !IBeH tommt. Unfere ooUe f)od)ad)fung 
gebübtf benen, bie bem llo(fe bas Opfer ibrer 3'rud)fbatfeit bringen. 



!Die Unfrud)f6armad)ung ift nid)t und)riftlld); fie ift teine !Berftümme• 
lung unb niemanb wirb baburd) au feinen natürlid)en ijäl)igteiten un• 
tauglid) gemad)t. 6ie uoUftrecft auf bie menfd)lid)fte !IBeif e ben gött• 
lid)en !IBiUen ber !lluslef e, bie überall in ber matur l)errfd)t. 

!Die Unfrud)f&armad)ung ift feine „ftumme Sjinrid)tung", weil ber 
Q:inaelne nad) ber Operation genau ber gleid)e !menf d) bleibt, ber er 
uorl)er war; aud) bas Q;rbleiben wirb burd) bie Operation nid)t uer• 
f dJlimmert. Q;s ift audJ burdJ @ef ei3gebung unb !llnorbnungen bafür 
<Sorge getragen, bafl ber Unfrud)tbaraumad)enbe unb feine ru:ngel)örigen 
nid)t bie ~often ber Unfrud)tbarmad)ung au tragen l)aben, f ofern fie feine 
bie burd)f d)nittnd)en !Berpflegungsf äi3e ber öffentlid)en ~rartfenanftalt 
überf teigenben !llnf prüd)e mad)en. 

6obann ift bie <f>e~eim~alfung burd) bas @ef et3 aur !Berl)ütung erb• 
franfen mad)wud)f es uerbürgt, fofern bie an bem !Uerfal)ren ober an 
ber · !llusfül)rung bes d)irurgif d)en Q:ingriffs beteiligten ~erfonen bei 
6trafoermeibung aur !Uerfd)wiegenl)eit uerpflid)tet finb. 

!Die Q;!iftenanot eines !Uoltes, bie f ogar bas Xöten bes ijeinbes im 
~rieg fittlidJ red)tfertigt, forbert gebieterif dJ !maflnal)men aur Q;r, 
l)altung unb ~flege .bes @efunben unb aur ~efeitigung ber franfen 
Q;rblinien. !IBer bas @efen aur !Uerl)ütung erbtranten mad)wud)fes be• 
tämpft ober feine !mitarbeit uerweigert, wirb 3um !Uerräter feines 
!Uoltes unb tut nid)ts anberes als berjenige, ber uor bem ijeinb ben 
Striegsbienft oerweigert. 

QJet,t bem 6toote, n,os bes 6tootes ift 1 
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Maßgebliche Stellen 

Dreh und Angelpunkt der Umsetzung des „Gesetzes zur Verhinderung erb­
kranken Nachwuchses" waren die am 1. Januar 1934 geschaffenen Staat­
lichen Gesundheitsämter. Die hier tätigen Amtsärzte erstatteten die meis­
ten entsprechenden Anzeigen, für sie bestand bei entsprechender Kennt­
nis Anzeigepflicht. 
Nach der Begutachtung durch den Amtsarzt wurde jeder Antrag vor dem 
Erbgesundheitsgericht (EGG) verhandelt, das bei dem jeweiligen Amtsge­
richt angesiedelt war. Dadurch entstand der Eindruck der Rechtmäßigkeit. 
Diese regional tätigen Gerichte setzten sich aus einem Amtsrichter, dem 
Amtsarzt und einem niedergelassenen Arzt zusammen. Im Falle des Amts­
arztes waren also Gutachter- und Beisitzertätigkeit in einer Hand. Für 
Aalen fällt auf, dass der Name eines Arztes nie als Beisitzer genannt wird, 
die anderen dagegen in regelmäßigem Wechsel. 
Am 06. Juni 1934. wurde der leitende Chirurg des Krankenhauses Aalen 
vom württembergischen Innenministerium zum Verfahren der Sterilisation 
zugelassen, zusammen mit einer Zahl weiterer Chefärzte anderer Kranken­
häuser, wie etwa in Ellwangen. Die Gemeinderäte wurden hiervon ledige 
lieh in Kenntnis gesetzt. Ab 27. September 1935 galten diese personenge­
bundenen, also nicht auf einen Stellvertreter übertragbaren Zulassungen 
auch für die Schwangerschaftsunterbrechung. 39 

Über 490 Betroffene 

Die Ausführung des GzVeN erfolgte auch in Aalen unmittelbar, rasch und 
konsequent. Über 490 Menschen wurden im Gesundheitsamt Aalen beur­
teilt und verhandelt.40 Davon waren 250 Männer und 240 Frauen im Alter 
zwischen 15 und 52 Jahren. 
Die meisten Sterilisationen wurden in den Jahren 1935 und 1936 durchge­
führt, gut die Hälfte davon im Krankenhaus Aalen. Danach gingen die 
Zahlen zurück. Für die Zeit nach 1938 findet sich nur ein Fall in den durch­
gesehenen Unterlagen. Noch 1945 wurde in einem auswärtigen Kranken­
haus ein Mensch zwangssterilisiert. In etwa 50% der Fälle lautete die 
Diagnose „angeborener Schwachsinn und Alkoholismus". Unter dieser 
Gruppe waren teilweise bis zu zehn Angehörige einer Großfamilie. Bei 
den anderen 50% unterscheiden die Gutachten zwischen Schizophrenie, 
Taub- oder Blindheit.41 

In den meisten Fällen wurde das 11Urteil" des EGG in Aalen angenommen. 
Es gab die Möglichkeit zum Widerspruch beim Erbgesundheitsobergericht 
in Stuttgart (EOG). Eine kleine Zahl der Widersprüche hatte Erfolg - insbe-



sondere dann, wenn die Begutachtung aus einer Fachklinik kam und der 
Erbcharakter einer Erkrankung abgelehnt wurde. Diese Tendenz findet sich 
auch in anderen Orten.42 

Diagnose: 11Schwachsinn 11 

Hat man bei den Diagnosen Schizophrenie, Epilepsie, Taub- oder Blindheit 
noch den Eindruck einer gewissen medizinischen Beurteilung, wird dage­
gen bei der Diagnose 11Schwachsinn 11 die ganze Willkür deutlich. 1935 
stellte der Aalener Amtsarzt fest: 11 [ ... ] es kommt für die Feststellung, ob ei­
ne Person an Schwachsinn leidet, nicht allein auf die verstandesmäßigen 
Fähigkeiten an, sondern auch auf die Willens- und Charakterseiten, es gibt 
auch moralischen Schwachsinn." 
In einem Urteil des EGG Aalen aus demselben Jahr heißt es: 11 [ .. . ] stammt 
aus einer rassisch minderwertigen Familie. Sie selbst ist geistig zurückge­
blieben. Es mangelt weithin an allgemeinem Schulwissen. Im allgemeinen 
Lebenswissen weiß sie nur im Rahmen der täglichen Lebenserfahrung 
Bescheid. Rechnen fällt ihr schwer. Stellt man an sie Fragen, weicht sie ger­
ne aus. Als Schulkind hat sie auf sittlichem Gebiete ausgesprochenen 
Haltlosigkeit gezeigt. Die Pflichten der Mutterschaft vermag sie nicht zu er­
fassen. Aus diesen Gründen hat das EGG in Übereinstimmung mit dem 
ärztlichen Gutachten festgestellt, dass sie an angeborenem Schwachsinn 
leidet. Es war somit festzustellen, dass sie erbkrank ist". Derartige Beispiele 
finden sich sehr zahlreich.43 

In Abschni tt II Ziff. 6 des vor beze i chneten Runderlasses sind 

die Behör den , i n sbesondere d ie Für sor gebel,örden, angewiesen wor den, 

Fälle, in de nen jemand vennutlich an einer Er bla·anlü1e it oder an 

schwer em Alkohol ismu s l e i det, dem zue:t ändigen Ober amtsarzt mitzu­

tei l en. Sol che Mitteilungen werden dann als Anzei gen im Si nne des 

§ 3 Ab s ,4 der Ausführungsverordnung zu dem Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuc hses vom 5.Dezembe r 1933 (Reich sgesetzbl . I s.102;) 
weiterbehande lt. Die bisheri gen Erfahrungen ze i gen , daß diese Wei­

sung noch nicht von allen Furs orcebehörden gen ügend beachte t wird, 

obwohl ger aoe sie besonders dazu berufen sind, an dem Vollzug des 

Gesetzes mitzuarbeiten. ',.'enn auf d i esem Gebi et i n Zukunf t mehr als 

bisher errei cht werden soll, i st namentlich notwendi g , daß die 

Für sorgerinnen ihre Ken nt nisse der persönlich en Verha ltni sse i n 
ihrem Amtsber e i ch verwer ten und d ie r' ürsorgebehörden i n jedem ge­

eigneten Fal l in den Stand s etzen , Mitteilungen über mutmaßliche 

Er bkranke ode r über scl:were Alkoholi:rnr an den zuständigen beam­

teten Arzt zu ric h ten . 

Aus dem Runderlass des 
Württembergischen 
Innenministeriums zum 
Vollzug des Gesetzes zur 
Verhütung erbkranken 
Nachwuchses, 7. 3. 1935. 
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Wie im gesamten Reich richtete sich auch im Raum Aalen die Anwendung 
des Gesetzes in sehr starkem Maße gegen Angehörige sozialer Rand­
gruppen. Besonders von der häufigsten Diagnose 11Schwachsinn 11 finden 
sich nahezu nur sozial schwache Menschen betroffen. Aber auch bei den 
anderen Diagnosen ist diese Tendenz festzustellen . 
Auch wenn die Selbstanzeige der betroffenen Personen angestrebt wurde, 
so kam dies sehr selten vor. Dagegen übernahmen dies neben Anstalts­
ärzten, dem Landesjugendarzt, dem zur Anzeige verpflichteten Amtsarzt 
und lediglich zwei frei praktizierenden Ärzten in Aalen, auch Privatper­
sonen und Bürgermeister. Willkür und Gehässigkeit war somit durch das 
Gesetz Tür und Tor geöffnet. So heißt es in einer Privatanzeige: 11 [ • • • ] hat die 
Volksschule besucht, ihre Begabung wird als" gug ,,( ganz ungenügend) be­
zeichnet, diese Note hat sie in den meisten Schulfächern. Sie hat sich früh­
zeitig sexuell betätigt und ist sehr auf die Männer aus" . Der Wortlaut einer 
anderen Anzeige lautet: 11 [ ••• ] Nebenstehende ist seit [ ... ] schwanger. 
Schwängerer ist angeblich ein Dienstknecht, der schon mehrfach im Ge­
fängnis saß und auch jetzt wieder sitzt. Beide Eltern waren Alkoholiker." 
Der Bürgermeister einer Kreisgemeinde meldete: 11 Die xy hat starke Kurz­
sichtigkeit wie Schwester und Bruder. Geistig ist sie schwach, jedoch hat 
sie einen sehr stark entwickelten Geschlechtstrieb."44 

Zwangsmaßnahmen 

Stand das Urteil des EGG bzw. EOG fest, folgte als letzter Schritt die 
Sterilisation. Sie wurde nötigenfalls auch unter Zwang durchgeführt. Fol­
gende Erklärung hatte ein Betroffener zu unterschreiben: )eh bescheinige, 
dass der Amtsarzt in Aalen mich aufgefordert hat zwecks Durchführung der 
Unfruchtbarmachung binnen zwei Wochen in ein öffentliches Kranken­
haus einzutreten. Im Weigerungsfall werden Zwangsmaßnahmen gegen 
mich angeordnet." 
In einem anderen Fall schrieb der Aalener Amtsarzt: ,,Aus Ihrer letzten 
Zuschrift glaube ich entnehmen zu können, dass Sie sich der Durch­
führung des Beschlusses des EOG Stuttgart widersetzen [ .. . ] Ich rate Ihnen, 
sich dem Beschluss zu fügen, sonst bin ich genötigt die im Gesetz vorgese­
henen Zwangsmaßnahmen anzuwenden. Heil Hitler." Die Polizei wurde 

eingeschaltet. In ihrem Bericht heißt es zwei Wochen später: ,,[. .. ].wurde 
heute um 7.00 zwecks Durchführung des Beschlusses vorgeführt. Er prote­
stierte gegen seine Vorführung doch ist seine Unfruchtbarmachung im 
laufe des Vormittages schon durchgeführt worden." [gez. Kommissar der 

Schutzpolizei]. 
In einem Schreiben des leitenden Arztes im Krankenhaus an den Ober-



amtsarzt heißt es: 11 Bei xy ist es heute morgen gelungen, sie zu überreden 
die Unfruchtbarmachung vornehmen zu lassen und die Operation ist auch 
gleich ausgeführt worden. Dadurch, dass sie längere Zeit allein in einem 
Zimmer untergebracht war, ist sie allmählich nachgiebiger geworden. Ein 
Abtransport nach T. ist also nicht mehr notwendig." 

Angst vor 11Aufwiegelung11 

Das Krankenhaus, in dem die Operation ausgeführt werden sollte, konnten 
die Betroffenen selbst bestimmen. Diese 11Wahlfreiheit" wurde nach 
Protest von kirchlicher Seite als Konzession deklariert.45 In einem Hirten­
wort vom 14.Januar 1934 hatten sich die Kardinäle Faulhaber und Dr. 
Bertram öffentlich gegen das Gesetz gewandt, was zu heftigen Reaktionen 
führte. Auch im Raum Aalen finden sich Eingaben und Atteste von 
Einzelpersonen und Pfarrern über die Harmlosigkeit der 11 Kranken". Akten­
kundig wurde außerdem der besondere Mut eines Vaters: )eh bin der 
Ansicht, dass meine Kinder mir von Gott gegeben wurden und dass da nie­
mand etwas zu ändern hat" . Der weitere Verlauf dieses Verfahrens ist je­
doch nicht dokumentiert. 
Dass Widerspruch und Opposition gegen die Anordnungen des Gesund­
heitsamtes bzw. des EGG nicht an die Öffentlichkeit gelangten, lag im 
Interesse der zuständigen Stellen. Die Bemühungen, ohne 11Aufsehen" zu 
arbeiten, verdeutlicht ein Schreiben des Reichsinnenministeriums, das 
über das württembergische Innenministerium der Oberamtsverwaltung zu­
kam. )n einzelnen Krankenhäusern [haben sich] konfessionelle Schwes­
tern geweigert, bei der Durchführung von Operationen, die auf die Un­
fruchtbarmachung abzielen, helfend mitzuarbeiten. Um hierdurch auftre­
tende Schwierigkeiten zu begegnen, ersuche ich, gegebenenfalls zunächst 
durch Einstellung von weltlichem Hilfspersonal die Durchführung solcher 

II. 
Die zur Durchfi.ihrung der Unf ruchtbarmachung in eine Krankenan­

stalt ~ufgenommenen sollen von ander en Pat ienten getrennt und mög­
lichst in Einzel zimmern untergebracht werden. Abgesehen davon, daß 
nur sc die Ktnntnis von der Vornahme des Eingriffe auf den engen Kreis 
der damit befassten Personen b~schränkt blt ibt, ist dies Verfahren 
auch aus sonstigen Gründen dringend erwünscht. 

An die Landesregierungen. -
Für Preußen: ,lil dü Ober= u.Rei, , Präs., Kreisärzte. -IIDlliV. Nr. 12, 

Zur Klarstellung: 
Das Preußische 
Ministerium des Inneren 
an die Landesregierungen 
betr. Das Gesetz zur 
Verhütung erbkranken 
Nachwuchses. 12. 3. 1935. 
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Operationen sicherzustellen. Ein Druck auf konfessionelles Pflegepersonal 
ist zu unterlassen. [ ... ] es wird zu prüfen sein, inwieweit durch diese Wei­
gerung der konfessionellen Kräfte eine finanzielle Mehrbelastung der 
Anstalten entsteht." Laut Bericht des Oberamtsarztes vom 3. September 
1934 hatten sich )m städtischen Krankenhaus Aalen, welches für Ausfüh­
rung der Operationen gemäß GzVeN zugelassen ist, keine Schwierigkeiten 
durch die Stellungnahme der Schwesternschaft ergeben." 
Knapp ein Jahr später warnte das Reichsinnenministerium vor Aufwie­
gelung und Hetze gegen das GzVeN. Bezeichnenderweise zählte es hier­
zu auch die Inanspruchnahme von Rechtsmitteln und bat 11 wegen ihrer 
strafrechtlichen Bedeutung" die Behörden um Bericht an das örtliche 
Rassenpolitische Amt der NSDAP. Wie die Stadtverwaltung meldete, waren 
angeblich 11weder in der Stadt Aalen noch in den weiteren Gemeinden des 
hiesigen Kreises Fälle von Hetze vorgekommen." Eine Schutzbehauptung, 
die sich jedoch nicht weiterverfolgen lässt?. Jedenfalls berichtete der Aale­
ner Oberamtsarzt am 2. Januar 1935 durchaus von Flucht vor, oder Wider­
stand gegen das Gesetz. Zudem stellte er mit Blick auf das Jahr 1935 
fest:"einige Personen sind für spätere Bearbeitung vorgemerkt, weil sie sich 
noch im Kindesalter befinden. Die Nachforschung nach weiteren 
Schwachsinnsfällen wird fortgesetzt in dem von den Schulvorständen 
Erkundigungen über die Personen eingezogen werden, welche in den letz­
ten zehn Jahren aus der Schule entlassen worden sind und ungenügende 
Schulleistungen aufgewiesen haben." 

Konkurrenzfähig bleiben! 

Man muss zur Kenntnis nehmen, dass die Krankenhausverwaltungen die 
Kosten für die Zwangssterilisation wie andere Kostenstellen betrachteten. 
Ein kleiner Verdienst war damit zu erzielen. Allerdings entstanden öfters 
Diskussionen mit den Krankenkassen. War der Tagessatz für bezirksfremde 
Personen bei anderen Behandlungen üblicherweise etwas höher als für 
Ortsansässige, so sollte dies im Fal I der II Unfruchtbarmachung" - so der of­
fizielle Wortlaut- nicht so sein. 
Als man in Aalen allerdings feststellte, dass die AOK in Ellwangen die 
Menschen nach Gmünd zur Zwangssterilisation schickte, da der Eingriff 
dort 11 billiger" sei, glich das städtische Wohlfahrtsamt die Tagessätze an: 

11 Bei auswärtigen Unfruchtbarzumachenden gelten die Sätze des Kranken­
hauses Aalen wie bei Bezirksangehörigen, dass die AOK-Ellwangen ihre 
Patienten lieber nach Gmünd schickt entspricht ihrer früheren Einstellung­
billiger kann man jedenfalls nicht sein." 
Mit der Umsetzung des Gesetzes zur Verhinderung erbkranken Nach-



wuchses kamen dunkelste NS-Gedanken und deren Realisierung durch die 
Medizin nach Aalen. Gesundheitsamt, Bezirksverwaltung, Amtsgericht, 
Partei und Schulen, Privatleute und Bürgermeister, der Chefarzt des städti­
schen Krankenhauses sowie das Pflegepersonal und das verwaltende Amt 
des kommunalen Trägers, waren neben den Ärzten in Aalen in die Ver­
fahren involviert. Über 495 Menschen wurden im Gesundheitsamt Aalen 
begutachtet, davon etwa 200 im Krankenhaus Aalen sterilisiert. Es gab 
Widerstand und Zustimmung zu diesem Gesetz - auch in der örtlichen Ärz­
teschaft. Ein Arzt war nie Beisitzer beim EEG - die anderen regelmäßig. 
Über Kosten wurde diskutiert wie über andere Kostenstellen auch. Für un­
seren Raum gilt auch, dass durch dieses Gesetz besonders Menschen am 
sozialen Rand getroffen wurden . Es war bei uns wie überall in Deutsch­
land, es war wohl nicht "Nichts" . G. Eitel 
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